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1 Textliche Festsetzungen (BauGB / BauNVO) 

Für den räumlichen Geltungsbereich der 1.Änderung gilt: 

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Interkommunales Gewerbegebiet“ – 1. Bauabschnitt 

– 1. Änderung werden für seinen Geltungsbereich die bisherigen zeichnerischen und textli-

chen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Interkommunales Gewerbegebiet“ – 1. Bauab-

schnitt (Plankarte 1) von 2002 durch die vorliegende 1. Änderung ersetzt. Die Festsetzungen 

der Plankarte 2 werden von den vorliegenden Änderungen nicht berührt.   

 

Art und Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB: 

1.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und § 1 Abs. 6 BauNVO und § 8 Abs.2 

und 3 BauNVO gilt für das Gewerbegebiet 1:  

Tankstellen und Vergnügungsstätten werden von der Zulässigkeit ausgeschlossen. 

Einrichtungen für kirchliche, gesundheitliche und soziale Zwecke sind im Gewerbegebiet all-

gemein zulässig.    

1.2 Gemäß § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO gilt für das Gewerbegebiet 1:  

Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Gewerbebetrie-

ben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zugelassen. Ausnahms-

weise zulässig sind nur solche Einzelhandelsbetriebe, die im unmittelbaren räumlichen und 

betrieblichen Zusammenhang mit produzierenden Gewerbe- bzw. Industriebetrieben stehen 

und nicht mehr als insgesamt 200 m² Verkaufs- und Ausstellungsfläche haben. (Apotheken 

sind keine Einzelhandelsbetriebe). 

1.3 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 12, 14 und 23 Abs. 5 BauNVO: 

Nebenanlagen wie Mauern, Betonwände, Stützmauern oder Gabionen sind im Bereich der 

nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Untergeordnete Nebenanlagen sind inner-

halb und außerhalb der nicht-überbaubaren Grundstücksflächen (§ 23 Abs.5 BauNVO) zu-

lässig. Ausnahme: Im Bereich der Bauverbotszone zur Landesstraße hin sind keine bauli-

chen Anlagen zulässig.  

1.4 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO zur Höhenentwicklung von 

Gebäuden innerhalb des Gewerbegebietes 1:  

1.4.1 Die Oberkante Gebäude wird als Höchstmaß festgesetzt. Als Oberkante Gebäude gilt dabei 

sowohl der höchstgelegene Abschluss einer Außenwand als auch der entsprechende 

Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut oder zwischen Dachhaut und Dachhaut 

zweier unterschiedlich oder gleich geneigter Dachflächen (First). Den unteren Bezugspunkt 
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bildet die Oberkante Erdgeschoss-Rohfußboden.  

1.4.2 Die Zulässigkeit von Gewerbekaminen und über die Oberkante der Gebäude hinausrei-

chender untergeordneter technischer Aufbauten zur Unterbringung von maschinentechni-

schen Anlagen für die Gebäude bleibt von der Höhenbegrenzung unberührt. Werbeanlagen 

dürfen die Oberkante der Gebäude nicht überschreiten. 

1.5 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 Abs. 3 BauNVO:  

1.5.1 Die Geschoßfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu er-

mitteln. Mitzurechnen sind auch Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen 

einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungs-

wände.  

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB: 

1.6 Gemäß § 9 Abs.1 Nr.20 BauGB gilt für das Gewerbegebiet 1 und die Fläche für den 

Gemeinbedarf:  

1.6.1 Gehwege, Stellplätze, Stellplatz- und Garagenzufahrten sind in wasserdurchlässiger Weise 

zu befestigen, also z.B. mit Schotterrasen, Kies, Rasengittersteinen oder weitfugigem Pflas-

ter. Das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser ist zu versickern. Ausnahme: 

Bei Betriebs-, Lager- und Hofflächen sowie Anlieferungsbereichen im Gewerbegebiet ist aus 

Gründen der Betriebssicherheit eine wasserundurchlässige Befestigung zulässig. Gleiches 

gilt für Nutzungen, für die eine barrierefreie Zuwegung erforderlich ist (z.B. Ärztehaus, Seni-

oreneinrichtung, etc.). 

1.6.2 Bei Gehölzpflanzungen im Verkehrsraum sowie auf Stellplatzflächen ist der Bereich der 

Baumscheibe vor dem Befahren zu sichern. Die Baumscheiben müssen eine Größe von 6-

8 qm aufweisen oder sind als durchgehender Grünstreifen anzulegen.  

1.6.3 Die Flächen im Bereich der festgesetzten Versickerungsmulde und Gräben sind als Grünflä-

che einmal jährlich zu mähen, das Mahdgut ist abzufahren.  

1.6.4 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die funktionale Au-

ßenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel (z. B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hoch-

drucklampen) mit einer Farbtemperatur von maximal 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) 

unter Verwendung vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emit-

tieren, zu verwenden. 

1.7 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 

Nr. 25a BauGB 

1.7.1 Je 4 Stellplätze ist ein standortgerechter, einheimischer Laubbaum 2. Ordnung zu pflanzen 



Textliche Festsetzungen, Bebauungsplan „Interkommunales Gewerbegebiet“ - 1. Bauabschnitt – 1. Änderung   

Vorentwurf - Planstand: 27.06.2022 4 

und dauerhaft zu unterhalten. 

1.7.2 Stellplätze mit mehr als 500qm befestigter Fläche sind zusätzlich durch eine raumgliedernde 

und flächenüberdeckende Bepflanzung zwischen den Stellplatzgruppen zu unterteilen. Bö-

schungen zwischen den Stellplatzflächen sind flächendeckend zu bepflanzen. Die Pflanzflä-

chen sind gegen Überfahren zu sichern. Die Anpflanzungen sind innerhalb eines Jahres 

nach Fertigstellung der baulichen Anlagen vorzunehmen. 

1.7.3 Je Planzeichen auf den Baugrundstücken ist ein standortgerechter, einheimischer Laub-

baum 2. Ordnung zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. 

1.7.4 Innerhalb der Anpflanzungsfläche sind je 10m² 2 standortgerechte einheimische Sträucher 

zu pflanzen. Artenauswahl siehe 4.8. 

Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern im Bereich des Straßenkörpers: 

1.8 Gemäß § 9 Abs.1 Nr. 26 BauGB gilt für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmau-

ern im Bereich des Straßenkörpers:  

Von der Straßenseite aus sind Böschungen als Abgrabungen oder Aufschüttungen auf dem 

Grundstück zu dulden, soweit sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind. Sie 

können von den Grundstückseigentümern durch die Errichtung von Stützmauern bis zu 1,0 

m (Höchstmaß) abgewendet werden. 

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und Abs.3 HBO) 

Dachgestaltung 

2.1 Gemäß § 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs.1 Nr.1 HBO gilt für die Dachform, Dachnei-

gung, Dachfarbe:  

2.1.1 Zulässig sind Flach-, Satteldächer, Pultdächer (auch versetzte) und Sheddächer mit einer 

Dachneigung von 0 bis 20°. Die Festsetzung gilt nur für die Hauptdächer der Gebäude, bei 

Nebendächern sind Abweichungen zulässig.  

2.1.2 Dachneigungen unter 5° sind extensiv zu begrünen und/oder sind mit Solar- und Photovol-

taikanlagen zu nutzen. 

2.1.3 Zur Dacheindeckung sind Farbtöne in grau bis anthrazit zu verwenden. Nicht zulässig sind 

spiegelnde oder reflektierende Dacheindeckungen. Ausnahme: Solar- und Photovoltaikan-

lagen. 

Werbeanlagen: 
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2.2 Gestaltung der Werbeanlagen gemäß § 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs.1 Nr.1 HBO: 

2.2.1 Werbeanlagen (z.B. Pylone) dürfen die Oberkante der Gebäude, an denen sie angebracht 

sind, nicht überragen. Werbung auf den Dachflächen ist nicht zulässig. 

2.2.2 Bei Werbung auf freistehenden Schildern darf die einzelne Werbefläche eine Größe von 10qm 

und eine Gesamthöhe von 6,50 m über dem natürlichen Gelände nicht überschreiten. Die maxi-

male Schriftgröße beträgt 1,5m. 

2.2.3 Folgende Werbeanlagen sind nicht zulässig:  

- Werbeanlagen mit greller Farbgebung oder reflektierenden Materialien,  

- Werbung mit Blink-, Lauf- und Wechselbeleuchtung,  

- Werbung mit sich verändernden oder bewegenden Konstruktionen, 

- Fremdwerbung ist ausgeschlossen, 

2.2.4 Werbeanlagen müssen sich insgesamt den Bauwerk unterordnen. Fremdwerbung ist unzu-

lässig.  

Einfriedungen: 

2.3 Gestaltung der Einfriedungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO: 

2.3.1 Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 2,00m über Geländeoberkante zzgl. nach 

innen abgewinkelten Überständen zulässig und i.V.m. einheimischen, standortgerechten 

Laubsträuchern und Kletterpflanzen zu gestalten. Holz, Draht- und Stabgitterzäune sind 

i.V.m. einheimischen, standortgerechten Laubsträuchern und Kletterpflanzen zu gestalten. 

Flechtzäune sind unzulässig.  

2.3.2 Zaunanlagen sind zu mindestens 70% mit einheimischen standortgerechten Gehölzen 

und/oder Kletterpflanzen zu begrünen, siehe Artenliste. 

2.4 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

Im Gewerbegebiet sind Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter gegen eine allge-

meine Einsicht abzuschirmen und entweder in Bauteile einzufügen oder einzubeziehen, mit 

Laubhecken zu umpflanzen oder mit beranktem Sichtschutz dauerhaft zu umgeben. 

2.5 Grundstücksfreiflächen (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 

2.5.1 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 Nr. 5 

HBO: 

100 % der Grundstücksfreiflächen (= nicht überbaubare Grundstücksfläche laut GRZ inklu-

sive § 19 Abs. 4 BauNVO) sind als Grünfläche anzulegen. Davon sind mindestens 30% mit 
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heimischen Gehölzen zu bepflanzen. Die unter den Festsetzungen 1.7.1 bis 1.7.4 vorzuneh-

menden Anpflanzungen können angerechnet werden. 

3 Wasserrechtliche Festsetzung (BauGB i.V.m. Hess. Wassergesetz) 

3.1 Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 2 und 3 HWG 

Niederschlagswasser nicht begrünter Dachflächen ist zu sammeln und zu verwerten 

(Brauchwassernutzung), sofern wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht 

entgegenstehen. 

4 Nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB 

4.1 Stellplatzsatzung 

Die Garagen und Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vor-

schriften der Stellplatzsatzung der Gemeinden Steffenberg und Angelburg in der zum Zeit-

punkt der Bauantragstellung geltenden Fassung ergänzt. 

4.2 Denkmalschutz 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt für 

Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 

unverzüglich anzuzeigen (§ 21 HDSchG). 

4.3 Artenschutz:  

4.3.1 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 

und 14 BNatSchG) sind die folgenden Punkte zu beachten: 

a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-

schützter Vogelarten führen können, sind außerhalb der Brutzeit durchzuführen. 

b) Gehölzrückschnitte und -rodungen sind außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) durch-

zuführen. 

4.3.2 Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 

Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 

zu beantragen.  

4.3.3 Bei großflächigen transparenten Glasflächen, der Verwendung von stark reflektierenden 
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Glastypen oder transparenten Brüstungen ist eine Gefährdung für Vögel (z.B. Vogelschlag) 

zu vermeiden. Geeignete Maßnahmen (z.B. Verwendung von Strukturglas) sind nach dem 

jeweiligen Stand der Wissenschaft zu treffen.    

4.4 Hinweise für den Bauantrag/Baugenehmigungsverfahren/Bauherr 

Freiflächengestaltungsplan 

Zusammen mit dem Bauantrag bzw. der Mitteilung baugenehmigungsfreier Vorhaben ge-

mäß § 64 HBO ist für jede Baumaßnahme auch ein Freiflächengestaltungsplan einzu-

reichen, aus dem die Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplanes prüffähig erkenn-

bar ist. In diesem sind insbesondere die bebauten Flächen, sonstige befestigte Flächen wie 

Zufahrten, Stellplätze etc. und die Art der Befestigung, die bepflanzten Flächen und die Art 

der Bepflanzung und weitere freiflächenbezogene Festsetzungen (z. B. Höhenveränderun-

gen, Lage, Größe und Gestaltung von Entwässerungsmulden und weitere Veränderungen 

in der Freifläche) entsprechend der Vorgabe des Bebauungsplans darzustellen. Der Freiflä-

chengestaltungsplan ist durch eine qualifizierte Person (z.B. Architekt, Dipl. Ing. Landes-

pflege, etc.) zu erstellen und zu unterzeichnen. 

4.5 Entwässerung und deren bauliche Gestaltung 

Niederschlagswasser ist grundsätzlich auf dem Grundstück, auf dem es auftrifft, sach- und 

fachgerecht, unter Berücksichtigung der geltenden wasserrechtlichen Vorgaben, zu entsor-

gen. Der Grundstückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass kein Oberflächenwasser 

auf öffentliche Flächen läuft und hat dafür eigenständig bauliche Vorkehrungen zu treffen 

(z.B. Entwässerungsrinne an Grundstücksgrenze). 

4.6 Hinweise zum Immissionsschutz 

Luftwärmepumpen, Klimaanlagen, Lüftungsgeräte, Mini-Blockheizkraftwerke und vergleich-

bare Anlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die einschlägigen Immissionsricht-

werte an den maßgeblichen Immissionsorten eingehalten werden. 

4.7 Bodenschutz/ Erdmassenausgleich 

Bei den Baumaßnahmen anfallender Bodenaushub soll nach Möglichkeit im Eingriffsgebiet 

Verwendung finden (Erdmassenausgleich). 

4.8 Artenauswahl  

Artenliste 1 (Bäume): 

Acer campestre – Feldahorn    Obstbäume: 

Acer platanoides – Spitzahorn    Malus domestica – Apfel 

Acer pseudoplatanus – Bergahorn   Prunus avium – Kulturkirsche 

Carpinus betulus – Hainbuche    Prunus cerasus – Sauerkirsche 

Fraxinus excelsior – Esche    Prunus div. spec. – Kirsche, Pflaume 
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Prunus avium – Vogelkirsche    Pyrus communis – Birne 

Prunus padus – Traubenkirsche    Pyrus pyraster – Wildbirne 

Quercus petraea – Traubeneiche 

Quercus robur – Stieleiche 

Sorbus aria/intermedia – Mehlbeere 

Sorbus aucuparia – Eberesche 

Tilia cordata – Winterlinde 

Tilia platyphyllos – Sommerlinde 

Artenliste 2 (Sträucher): 

Amelanchier ovalis – Gemeine Felsenbirne  Malus sylvestris – Wildapfel 

Buxus sempervirens – Buchsbaum   Rhamnus cathartica – Kreuzdorn 

Cornus sanguinea – Roter Hartriegel   Ribes div. spec. – Beerensträucher 

Corylus avellana – Hasel    Rosa canina – Hundsrose 

Euonimus europaea – Pfaffenhütchen  Salix caprea – Salweide 

Frangula alnus – Faulbaum   Salix purpurea – Purpurweide 

Genista tinctoria – Färberginster   Sambucus nigra – Schwarzer Holunder 

Ligustrum vulgare – Liguster   Viburnum lantana – Wolliger Schneeball 

Lonicera xylosteum – Heckenkirsche  Viburnum opulus – Gemeiner Schneeball 

Lonicera caerulea – Heckenkirsche 

Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume): 

Amelanchier div. spec. – Felsenbirne   Lonicera caprifolium – Gartengeißblatt 

Calluna vulgaris – Heidekraut    Lonicera nigra – Heckenkirsche 

Chaenomeles div. spec. – Zierquitte   Lonicera periclymenum – Waldgeißblatt 

Cornus florida – Blumenhartriegel   Magnolia div. spec. – Magnolie 

Cornus mas – Kornelkirsche    Malus div. spec. – Zierapfel 

Deutzia div. spec. – Deutzie    Philadelphus div. spec. – Falscher Jasmin 

Forsythia x intermedia – Forsythie   Rosa div. spec. – Rosen 

Hamamelis mollis – Zaubernuss   Spiraea div. spec. – Spiere 

Hydrangea macrophylla – Hortensie   Weigela div. spec. – Weigelia 

Artenliste 4 (Kletterpflanzen): 

Aristolochia macrophylla – Pfeifenwinde   Lonicera spec. – Heckenkirsche 

Clematis vitalba – Wald-Rebe    Parthenocissus tricusp. – Wilder Wein 

Hedera helix – Efeu     Polygonum aubertii – Knöterich 

Hydrangea petiolaris – Kletter-Hortensie  Wisteria sinensis – Blauregen 

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz 

wird hingewiesen. 


